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Antrag 

des Abgeordneten Konrad Weiß (Beriin) und der Gruppe BÜNDNiS 90/DIE GRÜNEN 


Kinderarbeit erfolgreich bekämpfen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der Deutsche Bundestag bekräftigt in Übereinstimmung mit 
dem Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 20. Novem- 
ber 1989 über die Rechte des Kindes (Kinderkonvention) das 
Recht des Kindes, „vor wirtschaftlicher Ausbeutung geschützt 
und nicht zu einer Arbeit herangezogen zu werden, die Gefah- 
ren mit sich bringen, die Erziehung des Kindes behindern oder 
die Gesundheit des Kindes oder seine körperliche, geistige, 
seelische, sittliche oder soziale Entwicklung schädigen könnte" 
(Artikel 32 Abs. 1 der Kinderkonvention). 

2. Zur Feststellung von Kinderarbeit wird die Definition der ILO 
(International Labour Organisation) zugrunde gelegt, die die 
für die „Kinderarbeit" typischen Charakteristika wie Alter, 
Einsatzfeld, Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen und Bezahlung 
genauer benennt (vgl. ILO: „World Labour Report 1992", S. 14). 

3. Nach Informationen der ILO sind weltweit 100 bis 200 Millio- 
nen Kinder gezwungen, unter zum Teil unwürdigen Bedingun- 
gen in den verschiedensten Bereichen der Wirtschaft zu arbei- 
ten. In den Entwicklungsländern sind mehr als 18 vom Hundert 
der Kinder zwischen zehn und 14 Jahren betroffen. Dabei wird 
die Gesundheit der Kinder nachhaltig zerstört, ein normales 
Heranwachsen unter Einschluß des Schulbesuchs ist unmög- 
lich. Allein in Indien soll es 44 Millionen arbeitende Kinder 
geben. Gleichzeitig ist die Zahl der arbeitslosen Erwachsenen 
in Entwicklungsländern dramatisch hoch. Die Beschäftigung 
Erwachsener anstelle von Kindern würde sich positiv auf die 
Arbeitsmarktlage auswirken. 

4. Drastisch zeigt sich das Problem in südasiatischen und 
lateinamerikanischen Ländern, in denen ein Großteil der Kin- 
der als Schuldknechte zum Dienst gezwungen werden; „debt 
bondage" (Schuldknechtschaft) macht immer noch milhonen- 
fach moderne Sklaverei möglich. Die große soziale Not in 
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diesen Ländern treibt ungebildete Erwachsene in die Fänge 
von Grundbesitzern oder Industriellen, die sie als Arbeiter an 
sich binden. Der Arbeiter, gezwungen um Vorschuß zu bitten, 
ist dann gehalten, die Vorauszahlung seines Arbeitgebers 
abzuarbeiten, was bei niedrigen Löhnen und Abzügen für 
Werkzeug, Unterkunft und vermeintlich fehlerhafte Arbeit 
nicht möglich ist. Tatsächlich steigt die Schuld im Laufe der 
Jahre und wird sogar vom Vater auf die Kinder übertragen, z. T. 
über Generationen hinweg vererbt. Nach der ILO vorliegenden 
Schätzungen leisten allein in Indien entgegen geltendem Recht 
zehn Millionen Kinder in Streichholzfabriken, Steinbrüchen, 
Teppichwebereien usw. Zwangsarbeit. In Pakistan sind von 
den vermuteten 20 Millionen „bonded labourers'" etwa 7,5 Mil- 
lionen Kinder. 

Die geschundenen und unbezahlten Kinder können durch 
diese Art der Arbeit die soziale Not ihrer Familie nicht lindern. 
Ein Beitrag zum Familieneinkommen, oft für Kinderarbeit als 
allgemeine Begründung genannt, wird durch diese Form der 
Versklavung nicht erwirtschaftet. Ferner muß diese Zwangs- 
arbeit deutlich von der in Entwicklungsländern alltäglichen 
Mithilfe im Haushalt oder der familieneigenen Landwirtschaft 
unterschieden werden. Die betroffenen Menschen, zumeist An- 
alphabeten und Angehörige besonders armer und unterprivile- 
gierter Schichten, sind über ihre Rechte nicht aufgeklärt und 
nicht imstande, sich zur Wehr zu setzen. Versuchen die Arbei- 
ter zu entkommen, werden sie von den Arbeitgebern wieder 
eingefangen und mit Gewalt zurücktransportiert. 

5. In der indischen Teppichindustrie, die zu 95 vom Hundert für 
den Export produziert, sind allein im nordindischen „Teppich- 
gürteP' Varanasi/Bhadohi/Mirzapur laut ILO rd. 100 000 Kinder 
illegal beschäftigt. Indische Nichtregierungsorganisationen 
(NRO) gehen von bis zu 300 000 Kindern aus. Es wird geschätzt, 
daß in dieser Region, in der 80 vom Hundert der indischen 
Teppichproduktion entstehen, etwa die Hälfte der arbeitenden 
Kinder als „bonded child labourers", als Kinder Sklaven, 
Zwangsdienst verrichten. Neben der Ausbeutung von Schuld- 
knechten gibt es auch noch eine weitere Form der Versklavung 
von Kindern aus entlegenen und besonders armen Gebieten 
Indiens: Mit falschen Versprechungen werden diese Kinder 
ihren Familien entrissen und dann zur Arbeit am Knüpfstuhl 
angetrieben. Die indische Regierung vermochte es bislang 
nicht, bestehende Gesetze gegen die Schuldknechtschaft und 
die Beschäftigung von Kindern unter 14 Jahren durchzusetzen. 
Vielfach werden kriminelle Teppichproduzenten von Justiz 
und Polizei gedeckt und geduldet. 

6. Nach Berichten der SACCS (South Asian Coalition on Child 
Servitude), die regelmäßig Kinderbefreiungen durchführt, wer- 
den die teilweise nur sechs Jahre alten Kinder in dunklen 
staubigen Hütten bis zu 16 Stunden täglich zur Arbeit gezwun- 
gen, mit Reis und Wasser ernährt und erhalten keinen oder nur 
sehr wenig Lohn. Machen die unausgebildeten Kinder Fehler 
oder versuchen zu fliehen, kommt es häufig zu Bestrafungs- 
aktionen mit Schlägen auf Kopf und Rücken. Immer wieder 
berichten Menschenrechtler auch von folterähnlichen Metho- 
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den. Bei Mädchen kommt es zu Vergewaltigungen. Gesund- 
heitsschäden durch die Arbeit bleiben unbehandelt. Häufig 
sind TB, Anämie, Asthma, Haut- und Augenkrankheiten 
(Nachtblindheit) die Folge. Ferner wirkt sich die Arbeit negativ 
auf die im Wachstum befindlichen Gelenke und den Knochen- 
bau aus. Bei Unfällen mit scharfen Webermessern kommt es 
zum Verlust von Fingern, brutale Schläge hinterlassen schwere 
körperliche und psychische Schäden. Etwa ab dem 17. Lebens- 
jahr sind die Jugendlichen körperlich ausgelaugt und arbeits- 
unfähig. Wenn sie deshalb aus dem Zwangsverhältnis entlas- 
sen werden, haben sie als „Behinderte" keine berufliche Per- 
spektive. Wie schlecht die Versorgung der Kindersklaven ist, 
machen Zahlen aus Pakistan deutlich; Die ILO zitiert Schätzun- 
gen von 1991, nach denen in der pakistanischen Teppichindu- 
strie die Hälfte der dort beschäftigten 50 000 Kindersklaven 
aufgrund schlechter Ernährung und Krankheiten das zwölfte 
Lebensjahr nicht erreichten. 

7. Die Bundesrepublik Deutschland tritt als Hauptabnehmerland 
für handgeknüpfte indische Teppiche auf. Im Jahr 1992 impor- 
tierte Deutschland 3,4 Mio. m^ indische Teppiche im Wert von 
291 Mio. DM. Ein Zehntel aller indischen Warenausfuhren 
nach Deutschland sind handgeknüpfte Teppiche. Der Bundes- 
republik Deutschland kommt daher eine besondere Verantwor- 
tung für die Umstände zu, unter denen diese Teppiche produ- 
ziert werden. 

8. Vor etwa drei Jahren starteten deutsche und indische Nicht- 
regierungsorganisationen (NRO) eine „Teppichkampagne", 
die das Elend der Kinder in der Teppichfabrikation themati- 
sierte und ein größeres öffentliches Interesse zur Folge hatte. 
Mittlerweile schlossen sich auch zahlreiche indische Tep- 
pichexporteure und der deutsche Bundesverband der Orient- 
teppich-Importeure der Initiative an. Gemeinsam und mit 
Unterstützung des in Neu Delhi ansässigen Indo-German Ex- 
port Promotion Projects (IGEP), einem gemeinsamen Exportför- 
derungsprojektes der Gesellschaft für Technische Zusammen- 
arbeit (GTZ) und dem indischen Handelsministerium, gelang 
der Entwurf des Warenzeichens „ohne Kinderarbeit", das auf 
der Grundlage eines Lizenzverfahrens von den Unternehmen 
genutzt werden kann. Die offizielle Einführung des Warenzei- 
chens, das nachweislich ohne Kinderarbeit hergestellte Tep- 
piche auszeichnen soll, ist für 1994 geplant. Durch die Grün- 
dung einer unabhängigen Zertifikationsgesellschaft und des 
Auf b aus einer Inspektions- und Zertifikations Struktur soll die 
Vergabe des Warenzeichens und die Überwachung der ange- 
schlossenen Betriebe gewährleistet werden. An dieser Gesell- 
schaft sind internationale Organisationen (ILO, IGEP, UNICEF 
usw.), indische NROs und Vertreter des Teppichhandels betei- 
ligt. Die Durchführung und Gewährleistung der Warenzeichen- 
bestimmungen, die auch die Zahlung von Mindestlöhnen ein- 
schließen, wird durch Lizenzgebühren finanziert, die zwischen 
1 und 2 vom Hundert des Herstellungspreises der Teppiche 
liegen werden. Nach Schätzungen der IGEP wird sich der Preis 
der von der Zertifikationsstruktur erfaßten und geprüften 
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Teppiche lediglich um 5 bis 10 vom Hundert verteuern. Das 
Warenzeichen soll mittelfristig für den gesamten indischen 
Subkontinent zur Verfügung stehen. Die Bundesregierung 
unterstützt diese Initiative. 

Nach Aussagen der IGEP fallen bei einer konsequenten 
Abschaffung der Kinderarbeit in diesem Bereich vor allem 
verdeckte Gewinne von Knüpfstuhlbesitzern und Mittelsmän- 
nern weg, die im Auftrag von Exporteuren die Warenbeschaf- 
fung übernehmen. Das Ersetzen von Kinderarbeit durch er- 
wachsene Knüpfer wird auch deshalb nicht zu einer dramati- 
schen Verteuerung der Teppiche führen, da bei der Preiskalku- 
lation zumeist die Mindestlöhne für Erwachsene zugrunde 
gelegt werden. Die Preise, die von den Exporteuren an die 
Knüpfstuhlbesitzer pro Quadratmeter gezahlt werden, basieren 
also auf den Löhnen für erwachsene Knüpfer. Den Kindern 
wird aber kein Lohn oder nur ein Bruchteil des Mindestlohns 
ausgezahlt. 

9. Den Teppich „ohne Kinderarbeit" wird auch nach der Einfüh- 
rung des Warenzeichens nur eine Minderheit von produkt- 
ethisch sensibilisierten Verbrauchern nachfragen. Fabrikanten, 
die mit dem Einsatz von Kinderarbeitern und -Sklaven produ- 
zieren und sich nicht der Kontrolle unterwerfen, werden ihre 
Ware zu geringeren Preisen anbieten können. Es ist untragbar, 
daß ein unter ethisch-moralisch zweifelhaften Bedingungen 
hergestellter Teppich auf dem deutschen Markt einen preis- 
lichen Wettbewerbsvorteil gegenüber dem ohne Kinderarbeit 
hergestellten Teppich genießt. Dem „moralischen" Wettbe- 
werbsvorteil der mit dem Warenzeichen hergestellten Tep- 
piche darf in Zukunft kein preislicher Wettbewerbsnachteil 
entgegenstehen. 

Ein wirksamer Hebel zur Änderung von Herstellungspraktiken 
ist, wie beispielsweise das erwartete Inkrafttreten des „Child 
Labour Deterrence Act" in den USA bereits im Vorfeld zeigt, 
die Androhung von Import-Verboten. Dieser Gesetzentwurf 
schreibt die Erfassung von ausländischen Branchen vor, in 
denen Kinder als billige Arbeiter zum Einsatz kommen. Mittler- 
weile haben beide Häuser des Kongresses den ersten Teil der 
sogenannten Harkin/Brown-Bill aufgegriffen. Die Einfuhr ent- 
sprechender Waren soll schließlich unter Strafandrohung ver- 
boten werden. Bereits die Diskussion in den USA um einen Im- 
portstopp für unter Beteiligung von Kindern hergestellte Waren 
hat die Regierungen der Handelspartner sowie Produzenten 
und Importeure veranlaßt, neue Initiativen zur Abschaffung der 
Mißstände zu ergreifen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. gegenüber Regierungen betroffener Länder nachdrücklich für 
die Einhaltung internationaler Abkommen und Konventionen 
zum Schutz des Kindes und insbesondere der Kinderkonven- 
tion 1989 einzutreten und die Umsetzung der jeweiligen natio- 
nalen Gesetzgebung zum Schutz des Kindes und die Durch- 
setzung des Verbotes der Kinderarbeit zu fördern; 
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2. das Anliegen der Entschließung des Europäischen Parlaments 
(EP) zu Menschenrechten, Demokratie und Entwicklung vom 
13. Juli 1993 nachdrücklich zu unterstützen, und dabei insbe- 
sondere 

2.1 die in dieser Entschließung geforderte Erhebung der Kommis- 
sion über Einfuhren der Gemeinschaft von Erzeugnissen, die 
von Kindern hergestellt wurden, zu unterstützen. Hierzu soll 
die Bundesregierung durch geeignete Maßnahmen die Erfas- 
sung, Auflistung und regelmäßige Veröffentlichung der bun- 
desdeutschen Einfuhren von Erzeugnissen, die von Kindern 
hergestellt wurden, sicherstellen; 

2.2 sich im Rat für geeignete handelspolitische und rechtliche 
Maßnahmen zur Einschränkung bzw. Unterbindung solcher 
Einfuhren im Sinne der Entschließung des EP einzusetzen; 

3. zu prüfen, welche rechtlichen Möglichkeiten für (auch anders- 
artige) Kontroll-^nd Kennzeichnungssysteme in weiteren Pro- 
duktbereichen bestehen, um den Einsatz von Kindern im Her- 
stellungsprozeß bestimmter Waren auszuschließen, die für die 
Einfuhr in die Bundesrepublik Deutschland bestimmt sind; 

4. zu prüfen, welche weiteren handelspolitischen und recht- 
lichen Maßnahmen zur Förderung von Einfuhr und Absatz von 
Produkten „ohne Kinderarbeit'' ergriffen werden können; 

5. finanzielle und logistische Unterstützung an durch Einzel- 
fallprüfung zu bestimmende Empfänger (NRO, Regierungen 
usw.) für den Aufbau solcher Systeme zu gewähren, sofern 
realistische Konzepte der Überwachung oder Kontrolle um- 
gesetzt werden können; 

6. nach einer angemessenen Einführungsphase, der gemäß den 
Nummern 3 und 4 getroffenen Maßnahmen, ein Einfuhrverbot 
für Produkte zu erlassen, die unter Einsatz von Kindern her- 
gestellt wurden; 

7. sich auch auf europäischer Ebene für die Einführung der unter 
den Nummern 3 bis 6 geforderten Maßnahmen einzusetzen; 

8. die massive Unterstützung des Aufbaus von komplementären 
Auffang- und Rehabilitationsstrukturen (psychologische, 
medizinische und schulische Betreuung) für die aus der 
Schuldknechtschaft befreiten Kinder zu gewährleisten. 

Bonn, den 11. März 1994 

Konrad Weiß (Berlin) 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 


Begründung 

Die Abschaffung der weltweiten Kinderarbeit in ihren verschiede- 
nen Ausformungen ist ohne eine grundsätzliche wirtschaftliche 
und soziale Stabilisierung der betroffenen Länder nicht zu errei- 
chen. Voraussetzung dafür ist ein Umbau der weltwirtschafthchen 
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Beziehungen auf der Basis von Gerechtigkeit, Solidarität und 
fairem Ausgleich. Solange Tendenzen hierzu nicht erkennbar 
sind, besteht auch für einzelne Länder die Pflicht auf vereinzelten 
Feldern des Nord-Süd-Handels Verbesserungen vorzunehmen. 
Im Bereich des Teppichhandels ist ein Anfang gemacht, der als 
Vorbild für andere Wirtschaftszweige dienen kann. Dazu ist eine 
eindeutige Haltung und die massive Hilfe der teppichimportieren- 
den Länder notwendig. Hier ist die Bundesrepublik Deutschland 
besonders gefordert. Der Erfolg der gemeinsamen indisch- deut- 
schen Initiative hängt jetzt auch vom sichtbaren Interesse des 
Deutschen Bundestages ab. 

Darüber hinaus darf sich der Kampf gegen die Ausbeutung von 
Arbeitern im Kindesalter nicht auf die Teppichproduktion 
beschränken. Vielmehr müssen auch in anderen Branchen reali- 
stische Kontrollsysteme mit Hilfe des Nordens umgesetzt werden. 
Die Eindämmung der z.T. auf politische Lethargie zurück- 
gehenden Konjunktur von weltweiter Kinderarbeit muß erklärtes 
Ziel deutscher Entwicklungspolitik sein. Ein Zurückschrecken vor 
handelspolitischen Maßnahmen als wirkungsvolle Sanktion, 
würde das Desinteresse der Bundesrepublik Deutschland an ethi- 
schen Standards im Welthandelsgeschehen signalisieren. 
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